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§ 24 
Persönliches Erscheinen der Parteien, Sanktionen bei Ausbleiben 

oder vorzeitiger Entfernung 
  
(1) Die Parteien haben in dem anberaumten Termin persönlich zu erscheinen. 
(2) Erscheint eine Partei unentschuldigt nicht zu dem Termin oder entfernt sie sich unentschuldigt 
vor dem Schluß der Schlichtungsverhandlung, setzt die Schiedsperson durch Bescheid ein 
Ordnungsgeld bis 70 Euro fest. 
(3) Der Bescheid ist dem Betroffenen mit einer Belehrung über die Anfechtung nach Absatz 4 
zuzustellen. 
(4) Der Betroffene kann den Bescheid durch schriftliche Erklärung anfechten. Die Erklärung ist 

des Amtsgerichts eingeholt werden. Sofern es der Sachverhaltsklärung dient, kann in der Ladung um 
persönliches Erscheinen des Minderjährigen, des Betreuten oder des Vorsorgevollmachtgebers gebeten 
werden. Sollte für den Vorsorgevollmachtgeber geltend gemacht werden, dass diesem eine Teilnahme an 
der Schlichtungsverhandlung aufgrund von Erkrankung oder Behinderung nicht möglich oder nicht zumutbar 
sei, kann die Schiedsperson die Vorlage eines ärztlichen Attestes verlangen, wenn sie hieran Zweifel hat. 
Ist eine Partei blind oder sehbehindert, ist ihr auf Verlangen die Ladung in einer für sie wahrnehmbaren 
Form zugänglich zu machen. 

23.2 Zugleich mit der Ladung erhält der Antragsgegner oder die Antragsgegnerin eine Abschrift des Antrags, 
damit er oder sie Gelegenheit hat, sich auf die Schlichtungsverhandlung vorzubereiten. Mit der Ladung 
weist die Schiedsperson auf Folgendes hin: 

die Pflicht zum persönlichen Erscheinen und – wenn Anlass dazu besteht – auf die nach § 28 des a)
Schiedsstellen- und Schlichtungsgesetzes ausnahmsweise bestehende Möglichkeit, sich vertreten zu 
lassen, 

die Pflicht, Verhinderungsgründe anzuzeigen und glaubhaft zu machen (§ 23 Absatz 4 Satz 2 des b)
Schiedsstellen- und Schlichtungsgesetze 

die Möglichkeit der Verhängung eines Ordnungsgeldes im Falle unentschuldigten Ausbleibens c)
(§ 24 Absatz 2 des Schiedsstellen- und Schlichtungsgesetzes) sowie 

die Notwendigkeit, die Angaben zur Person in der Schlichtungsverhandlung nachzuweisen (siehe d)
Nummer 27.2). 

23.3 Der Nachweis der Ladung der Parteien erfolgt durch Empfangsbekenntnis oder Postzustellungsurkunde. 
23.4 „Sonstige wichtige Gründe“ im Sinne von § 23 Absatz 4 Satz 1 des Schiedsstellen- und Schlichtungsgesetzes 

für ein Nichterscheinen zum anberaumten Termin können zum Beispiel sein: Dringende Gründe einer Orts-
abwesenheit, eine zur Terminsstunde wahrzunehmende ehrenamtliche Aufgabe oder staatsbürgerliche 
Pflicht oder die die dauernde Anwesenheit der Partei erfordernde Pflege eines nahen Angehörigen. Die Ent-
schuldigungsgründe können durch Vorlage von Urkunden (zum Beispiel ärztliches Attest, Bescheinigung 
des Arbeitgebers, Fahrkarte oder Flugschein) oder eine Erklärung eines Dritten glaubhaft gemacht werden. 
Durch die rechtzeitige, näher begründete Anzeige der Partei, zu dem anberaumten Schlichtungstermin 
nicht erscheinen zu können, wird die Schiedsperson in die Lage versetzt, bei Stichhaltigkeit der Entschuldi-
gungsgründe den Termin aufzuheben oder zu verlegen. Da nur bei einem schuldhaften Verstoß gegen die 
Erscheinenspflicht ein Ordnungsgeld verhängt werden kann, muss die Schiedsperson die Partei darüber 
unterrichten, wenn sie die Entschuldigungsgründe für nicht ausreichend hält und den Termin nicht aufhebt 
oder verlegt (siehe Nummer 24.2). 

23.5 Gibt eine – auch eine nicht rechtzeitig eingegangene – Anzeige Anlass zu einer Terminsaufhebung oder 
Terminsverlegung, so sind hiervon die Parteien unverzüglich zu unterrichten. 

23.6 Wegen der Verletzung der Pflicht zur rechtzeitigen Anzeige darf kein Ordnungsgeld verhängt werden.



binnen zwei Wochen nach Zustellung des Bescheids bei dem Amtsgericht, in dessen Bezirk 
die Schiedsstelle ihren Sitz hat, einzureichen. Der Betroffene kann sie auch gegenüber der 
Schiedsperson, die den Bescheid erlassen hat, oder zu Protokoll der Geschäftsstelle des 
Amtsgerichts abgeben. In der Erklärung sind die Tatsachen darzulegen und glaubhaft zu 
machen, mit denen der Betroffene seine Abwesenheit in der Schlichtungsverhandlung 
entschuldigt oder sich gegen die Höhe des Ordnungsgeldes wendet. 
(5) Das Amtsgericht leitet die ihm gegenüber abgegebene Erklärung der Schiedsperson zu. 
Hält die Schiedsperson die Anfechtung für begründet, so hebt sie den Bescheid auf oder setzt 
das Ordnungsgeld herab. Sie legt die Erklärung unverzüglich dem Amtsgericht vor, wenn sie 
der Anfechtung nicht oder nur zum Teil abhilft; andernfalls unterrichtet sie das Amtsgericht von 
der Abhilfe, wenn die Anfechtungserklärung diesem gegenüber abgegeben worden war. 
(6) Das Amtsgericht entscheidet über die Anfechtung des Bescheids ohne mündliche 
Verhandlung durch Beschluß, der zu begründen ist. Die Entscheidung des Amtsgerichts ist 
nicht anfechtbar. 
(7) Für das Verfahren vor dem Amtsgericht werden Kosten nicht erhoben. Auslagen der 
Parteien werden nicht erstattet. 
(8) Steht fest, daß eine Partei der Schlichtungsverhandlung unentschuldigt ferngeblieben ist, 
vermerkt die Schiedsperson die Beendigung des Schlichtungsverfahrens. Andernfalls beraumt 
sie einen neuen Termin an. 
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24 Zu § 24 
Persönliches Erscheinen der Parteien, Sanktionen bei Ausbleiben oder vorzeitiger Entfernung 

24.1 Von der Pflicht zum persönlichen Erscheinen (siehe die Ausnahmen nach § 28 des Schiedsstellen- und 
Schlichtungsgesetzes) ist die Partei nur entbunden, wenn sie sich aus den in § 23 Absatz 4 Satz 1 des 
Schiedsstellen- und Schlichtungsgesetzes genannten Gründen entschuldigt und diese Gründe glaubhaft 
gemacht hat. Die Entschuldigung kann auch nachträglich erfolgen. 

24.2 Ordnungsgeld 
24.2.1 Voraussetzung für die Festsetzung eines Ordnungsgeldes ist, dass die Ladung der Partei durch Empfangs-

bekenntnis oder Postzustellungsurkunde nachgewiesen und – im Fall nicht genügender Entschuldigung – 
der Hinweis an die Partei erfolgt ist, dass die vorgetragenen Entschuldigungsgründe keinen Anlass zur 
Aufhebung oder Verlegung des Termins gegeben haben (siehe Nummern 23.3 und 23.4). 

24.2.2 Über die Festsetzung des Ordnungsgeldes ist in Anlage 3 Spalte 12 »Bemerkungen« des Vorblatts zum 
Protokollbuch ein Vermerk aufzunehmen und mit Datum und Unterschrift zu versehen. Entsprechend ist zu 
verfahren, wenn der Ordnungsgeldbescheid aufgehoben wird. 

24.3 Bescheid 
24.3.1 Das Ordnungsgeld ist durch schriftlichen Bescheid festzusetzen. Dieser enthält den Vornamen, den Namen 

und die Anschrift der betroffenen Person sowie die Höhe des zu zahlenden Betrages. Der Bescheid ist zu 
unterzeichnen und mit dem Dienstsiegel zu versehen. Mit dem Bescheid ist die betroffene Person zur 
Zahlung binnen eines Monats aufzufordern und darauf hinzuweisen, dass anderenfalls ein Beitreibungsverfahren 
eingeleitet wird. 

24.3.2 In den Bescheid ist folgende Rechtsbehelfsbelehrung aufzunehmen (§ 24 Absatz 4 des Schiedsstellen- und 
Schlichtungsgesetzes): 
»Diesen Bescheid können Sie innerhalb von zwei Wochen nach Zustellung durch schriftliche Erklärung 
anfechten. Die Erklärung muss binnen zwei Wochen nach Zustellung des Bescheids schriftlich bei dem 
Amtsgericht ... (Ort, Anschrift) eingereicht oder zu Protokoll der Geschäftsstelle des Amtsgerichts abgegeben 
werden. 
In der Erklärung sind die Tatsachen darzulegen und glaubhaft zu machen, mit denen die Abwesenheit in der 
Schlichtungsverhandlung entschuldigt oder die Höhe des Ordnungsgeldes beanstandet wird. Die Erklärung 



§ 25 
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand 

 
(1) War der Betroffene ohne Verschulden gehindert, die Frist nach § 24 Abs. 4 Satz 2 
einzuhalten, so ist ihm auf Antrag Wiedereinsetzung, in den vorigen Stand zu gewähren. 
(2) Der Wiedereinsetzungsantrag ist mit der Anfechtungserklärung innerhalb einer Woche 
nach Wegfall des Hindernisses bei dem Amtsgericht schriftlich einzureichen. § 24 Abs. 4 Satz 
3 und 4 gilt entsprechend. 
(3) Über den Antrag entscheidet das Amtsgericht ohne mündliche Verhandlung durch Beschluß, 
der zu begründen ist. Die Entscheidung ist nicht anfechtbar. 
(4) Für das Verfahren werden Kosten nicht erhoben. Auslagen der Parteien werden nicht er-
stattet. 

Druckvorlage Integration VV in SchStG MV 2021

Seite 22 von 42

kann auch gegenüber der Schiedsperson, die den Bescheid erlassen hat, abgegeben werden.« 
24.3.3 Eine Ausfertigung des Bescheides ist der betroffenen Person gegen Empfangsbekenntnis auszuhändigen 

oder ihm oder ihr durch die Post gegen Postzustellungsurkunde zuzustellen. Auf dem Bescheid und dem 
Empfangsbekenntnis oder der Postzustellungsurkunde ist die laufende Nummer des Vorblatts zum 
Protokollbuch, unter der die Sache eingetragen ist, zu vermerken. Im Empfangsbekenntnis ist unter den 
Leitwörtern „Kurze Bezeichnung des Schriftstücks“ zusätzlich anzugeben »Bescheid vom ...«. Ist eine 
Partei blind oder sehbehindert, ist ihr auf Verlangen der Bescheid in einer für sie wahrnehmbaren Form 
zugänglich zu machen. 

24.3.4 Die Urschrift und die mit der Festsetzung zusammenhängenden Schriftstücke (zum Beispiel Ladungs- und 
Zustellungsnachweise) sind zwei Jahre lang aufzubewahren. Die Frist beginnt mit der Zustellung oder Aus-
händigung des Bescheides. 

24.4 Wird die ausgebliebene Partei gesetzlich oder rechtsgeschäftlich vertreten (zum Beispiel eine minderjährige 
oder gegebenenfalls eine betreute Person oder ein Vorsorgevollmachtgeber), ist das Ordnungsgeld gegen 
den gesetzlichen Vertreter oder gegen den Vertretungsberechtigten oder gegen den rechtsgeschäftlichen 
Vertreter zu verhängen. 

24.5 Das Schlichtungsverfahren ist beendet, wenn feststeht, gegebenenfalls nach erfolgloser Anfechtung des 
Ordnungsgeldbescheides, dass eine Partei der Schlichtungsverhandlung unentschuldigt ferngeblieben ist. 
Die Beendigung des Verfahrens wird in Anlage 3 Spalte 12 »Bemerkungen« des Vorblatts zum Protokollbuch 
eingetragen. 

24.6 Wurde gegen den Bescheid kein Rechtsbehelf eingelegt und hat die betroffene Person das Ordnungsgeld 
nicht innerhalb der Zahlungsfrist bei der Schiedsstelle eingezahlt, ist eine Ausfertigung des Bescheides der 
Gemeinde zur Einleitung des Beitreibungsverfahrens zu übersenden. 

25 Zu § 25 
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand 
Wird der Wiedereinsetzungsantrag protokolliert, ist darauf zu achten, dass auch die Anfechtungserklärung 
abgegeben wird, wenn sie noch nicht vorliegt (§ 24 Absatz 4 des Schiedsstellen- und Schlichtungsgesetzes). 
Auf Wiedereinsetzungsanträgen ist das Eingangsdatum zu vermerken. Der Antragsteller oder die Antragstellerin 
hat sich zugleich zu Art und Zeitpunkt des Wegfalls des Hindernisses – zum Beispiel Beendigung eines 
Auslandsaufenthaltes – zu erklären. 



§ 26 
Berechnung der Fristen 

  
Für die Berechnung der Fristen gilt § 222 der Zivilprozeßordnung. 

§ 27 
Verhandlungsgrundsätze 

 
(1) Die Verhandlung vor der Schiedsperson ist mündlich und nicht öffentlich. Sie ist möglichst 
ohne Unterbrechung zu Ende zu führen; ein Termin zur Fortsetzung der Verhandlung ist sofort 
zu bestimmen. 
(2) Die Schiedsperson erörtert mit den Parteien deren Vorstellungen von einer einvernehmlichen 
Regelung der Streitsache. Zur Aufklärung der Interessenlage kann sie mit den Parteien auch 
Einzelgespräche führen. Auf der Grundlage der Schlichtungsverhandlung kann die Schiedsperson 
ihnen einen eigenen Vorschlag zur Streitbeilegung unterbreiten. 
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27 Zu § 27 
Verhandlungsgrundsätze 

27.1 Die Schlichtungsverhandlung ist nicht öffentlich, damit die Parteien die Möglichkeit zu einer beiderseits 
offenen Aussprache ohne Rücksichtnahme auf unbeteiligte Dritte haben. Außer den Parteien, ihren 
gesetzlichen oder rechtsgeschäftlichen Vertretern, den Betreuern, den Beiständen, etwa zugezogenen Dol-
metschern, zu vernehmenden Zeugen und anzuhörenden Sachverständigen sowie dem Direktor oder der 
Direktorin des Amtsgerichts ist niemandem die Anwesenheit in der Schlichtungsverhandlung gestattet. Mit 
Zustimmung der Parteien kann weiteren Personen die Anwesenheit in der Verhandlung gestattet werden, 
zum Beispiel der stellvertretenden Schiedsperson. 

27.2 Vor Eintritt in die Schlichtungsverhandlung ist die Identität der Parteien festzustellen. Sind die Parteien nicht 
bekannt, müssen sie ihre Angaben zur Person nachweisen. Dies kann durch einen Pass, einen 
Personalausweis, einen Führerschein oder ähnliche amtliche Urkunden mit Lichtbild geschehen. Bei unge-
nügendem Nachweis hat die Schiedsperson die Ausübung ihres Amtes abzulehnen (§ 18 Absatz 1 des 
Schiedsstellen- und Schlichtungsgesetzes). 

27.3 Prüfung der Vertretungsmacht 
27.3.1 Tritt für eine Person ein Vormund oder Betreuer auf, muss sich die Schiedsperson die von dem Amtsgericht 

ausgestellte Bestallungsurkunde vorlegen lassen (siehe auch Nummer 23.1). Tritt für eine Person ein Vor-
sorgebevollmächtigter auf, muss sich die Schiedsperson die Vorsorgevollmacht im Original vorlegen lassen 
(siehe auch Nummer 23.1). Aus der Bestallungsurkunde oder aus der Vorsorgevollmacht ergibt sich, ob der 
Vormund oder der Vorsorgebevollmächtigte allein zu handeln befugt ist, ob ein Gegenvormund bestellt ist, 
welchen Aufgabenkreis der Betreuer hat oder ob die Vorsorgevollmacht auch zur Vertretung vor Gerichten 
berechtigt. 

26 Zu § 26 
Berechnung der Fristen 
Die Fristvorschriften des BGB finden sich in dessen §§ 187 bis 193. 
Die Fristvorschriften der Zivilprozessordnung sowie des BGB sind über das Internet unter folgender 
Adresse einsehbar: 

http://www.gesetze-im-internet.de 

https://www.gesetze-im-internet.de

/
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§ 28 

Vertretung natürlicher Personen in der Schlichtungsverhandlung 
 
Die Vertretung natürlicher Personen durch Bevollmächtigte in der Schlichtungsverhandlung ist 
nur aufgrund einer Vorsorgevollmacht zulässig, soweit diese die bevollmächtigte Person zur 
Vertretung vor Gerichten berechtigt. Eltern als gesetzliche Vertreter eines Kindes können 
einander mit einer schriftlichen Vollmacht vertreten. 

27.3.2 Tritt für einen unter elterlicher Sorge stehenden Minderjährigen nur ein Elternteil auf, muss dieser eine von 
dem anderen Elternteil ausgestellte schriftliche Vollmacht vorlegen, aus der sich ergibt, dass der erschienene 
Elternteil den anderen Elternteil vertreten darf (§ 28 Satz 2 des Schiedsstellen- und Schlichtungsgesetzes). 
Gegebenenfalls ist der Nachweis zu erbringen, dass dem erschienenen Elternteil die elterliche Sorge allein 
zusteht. 

27.3.3 Auch die im Schlichtungsverfahren auftretenden Organe juristischer Personen und Handelsgesellschaften 
müssen den Nachweis führen, dass sie zur Vertretung der juristischen Person gesetzlich berufen sind. Dies 
kann zum Beispiel durch Vorlage eines Auszugs aus dem Vereins- oder Handelsregister oder dem sonst 
maßgebenden gerichtlichen Register geschehen. 

27.3.4 Bestehen Bedenken gegen die Legitimation der gesetzlichen Vertreter oder Organe, ist die Ausübung des 
Schiedstätigkeit abzulehnen (§ 18 Absatz 1 des Schiedsstellen- und Schlichtungsgesetzes). 

27.4 Die Schiedsperson soll, wenn beide Parteien oder eine von ihnen nicht voll geschäftsfähig sind, nur in 
solchen Streitigkeiten tätig werden, die Rechtsverhältnisse des täglichen Lebens betreffen (hierunter fallen 
solche Rechtsgeschäfte, die zur täglichen Lebensführung notwendig sind). Dabei ist zu beachten, dass ein 
Vormund oder Betreuer ohne die Genehmigung des Familien- oder Betreuungsgerichts einen Vergleich nur 
abschließen kann, wenn der Wert des Vergleichs 3 000 Euro nicht übersteigt (§ 1822 Nummer 12 BGB). 

28 Zu § 28 
Vertretung natürlicher Personen in der Schlichtungsverhandlung 

28.1 Minderjährige und Personen, für die ein rechtlicher Betreuer bestellt ist (§ 1814 BGB), werden durch ihre 
gesetzlichen Vertreter vertreten. Hat eine Partei eine andere Person mit der Wahrnehmung ihrer 
Angelegenheiten mit einer Vorsorgevollmacht bevollmächtigt (§ 1901c BGB, Hinweis: voraussichtlich neuer 
Regelungsort ab dem 1. Januar 2023 § 1820 BGB, vergleiche BGBl. I 2021 S. 882), ist eine Vertretung in 
der Schlichtungsverhandlung durch den Vollmachtnehmer zulässig, wenn die Vorsorgevollmacht im Original 
(siehe auch Nummer 23.1) vorgelegt wird. 

28.2 Außerhalb der Schlichtungsverhandlung (zum Beispiel bei der Antragstellung) ist eine Vertretung durch Be-
vollmächtigte generell zulässig. 

28.3 In der Schlichtungsverhandlung in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten ist – abgesehen von dem in § 28 des 
Schiedsstellen- und Schlichtungsgesetzes geregelten Fall – eine Vertretung durch Bevollmächtigte nur 
dann zulässig, wenn die Partei eine juristische Person (zum Beispiel eingetragener Verein, Stiftung, Aktien-
gesellschaft, Gesellschaft mit beschränkter Haftung, Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaft) oder eine 
Handelsgesellschaft (zum Beispiel OHG, KG) ist. 

28.4 Als Bevollmächtigter kann nur eine verhandlungsfähige Person zugelassen werden, die eine von dem 
Vertretenen oder dessen gesetzlichen Vertreter unterzeichnete Vollmacht vorlegt. 



§ 29 
Beistände und Rechtsanwälte im Schlichtungsverfahren 

 
Jede Partei kann vor der Schiedsperson mit einem Beistand erscheinen. In der Schlichtungs-
verhandlung darf ein Beistand nur zurückgewiesen werden, wenn er durch sein Verhalten die 
Verhandlung nachhaltig stört und dadurch die Einigungsbemühungen wesentlich erschwert. 
Nicht zurückgewiesen werden dürfen Rechtsanwälte und Beistände von Personen, die nicht 
lesen oder schreiben können, die die deutsche Sprache nicht beherrschen oder die blind, taub 
oder stumm sind. 

§ 30 
Beweiserhebung, Entschädigung von Personen 

 
(1) Zeugen und Sachverständige, die freiwillig erschienen sind, können gehört werden. Mit 
Zustimmung und in Anwesenheit der Parteien kann auch ein Augenschein genommen wer-
den. 
(2) Zur Beeidigung von Zeugen und Sachverständigen, zur eidlichen Parteivernehmung sowie 
zur Abnahme von eidesstattlichen Versicherungen ist die Schiedsperson nicht befugt. 
(3) Zeugen und Sachverständige haben gegen die Schiedsperson und die Gemeinde keinen 
Anspruch auf Entschädigung. 
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29 Zu § 29 
Beistände und Rechtsanwälte im Schlichtungsverfahren 

29.1 Beistand ist eine Person, die neben der persönlich erschienenen Partei zu deren Unterstützung in der 
Schlichtungsverhandlung erscheint. 

29.2 Nur ein aktiv störendes Betragen des Beistandes berechtigt zur Zurückweisung. Empfindet lediglich die 
andere Partei die Anwesenheit des Beistandes als störend und ist sie deswegen zu einer Aussprache nicht 
bereit, ist die Zurückweisung des Beistands nicht zulässig. In einem solchen Fall sollte die Schiedsstelle 
bestrebt sein, die Beteiligten davon zu überzeugen, dass der Versuch einer gütlichen Streitbeilegung 
zwischen den persönlich anwesenden Parteien nicht an der Anwesenheit des Beistands scheitern soll-
te. 

29.3 Rechtsanwälte, die als Beistand erscheinen, dürfen nicht zurückgewiesen werden. 

30 Zu § 30 
Beweiserhebung, Entschädigung von Personen 

30.1 Zur Aufklärung der Streitsache kann auch ohne Zustimmung der Parteien Beweis erhoben werden. Von 
dieser Möglichkeit ist aber nur in besonderen Ausnahmefällen Gebrauch zu machen. 

30.2 Mittel der Beweiserhebung sind insbesondere: 
die Vernehmung von Zeugen und Sachverständigen, a)
die Einnahme des Augenscheins mit Zustimmung der Parteien und b)
die Einsicht in Urkunden und Akten. c)
Ist der Zeuge oder der Sachverständige gehörlos oder hörbehindert, ist ein Gebärdensprachdolmetscher 
hinzuzuziehen (siehe Nummern 16.4 und 16.5). 

30.3 Gegen Zeugen und Sachverständige darf kein Zwang zum Erscheinen und zur Aussage oder zur Gutach-
tenerstattung ausgeübt werden. 



§ 31 
Protokollierung der Schlichtungsverhandlung 

  
(1) Kommt ein Vergleich zustande, so ist er zu Protokoll zu nehmen. 
(2) Das Protokoll hat zu enthalten: 

1. den Ort und die Zeit der Verhandlung; 
2. die Namen und Vornamen der erschienenen Parteien, gesetzlichen Vertreter, Bevoll-
mächtigten und Beistände sowie die Angabe, wie diese sich ausgewiesen haben; 
3. den Gegenstand des Streites; 
4. den Vergleich der Parteien. 

(3) Kommt ein Vergleich nicht zustande, so ist hierüber ein kurzer Vermerk aufzunehmen. 
(4) Vorgelegte Vollmachtsurkunden sind als Anlage zum Protokoll zu nehmen. 
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31 Zu § 31 
Protokollierung der Schlichtungsverhandlung 

31.1 Protokollierung 
31.1.1 Die Protokolle werden der Zeitfolge nach in das Protokollbuch eingeschrieben und mit der fortlaufenden 

Nummer versehen, unter der die Sache im Vorblatt zum Protokollbuch eingetragen ist (siehe Nummer 
10.2.6). 

31.1.2 Im Protokoll werden ergänzend zum Ort der Verhandlung auch die Straße und Hausnummer angegeben, 
wenn die Gemeinde in mehrere Schiedsstellenbereiche geteilt ist. 

31.1.3 Die Parteien sind so genau zu bezeichnen, dass eine Verwechslung ausgeschlossen ist. Anzugeben sind 
gegebenenfalls auch der Geburtsname sowie die Wohnanschrift. Zur Unterscheidung häufig vorkommender 
Namen können der Geburtstag und der Geburtsort angegeben werden. 

31.1.4 Gesetzliche Vertreter, Betreuer, das Organ einer juristischen Person oder Bevollmächtigte sind als solche 
im Protokoll unter genauer Bezeichnung entsprechend Nummer 31.1.3 neben der Partei anzugeben. Die 
Angabe der Zeugen ist nicht erforderlich. 

31.1.5 Sind die auftretenden Personen der Schiedsperson unbekannt, muss im Protokoll angegeben werden, wie 
sie sich Gewissheit über deren Identität verschafft hat. Urkunden, auf denen die Gewissheit beruht, sind 
genau zu bezeichnen (siehe Nummern 27.2 und 27.3, gegebenenfalls auch Nummer 10.2.1). 

31.1.6 Aus dem Protokoll muss zu ersehen sein, worin der streitige Anspruch besteht und aus welchem 
Rechtsverhältnis er entstanden ist. Hinsichtlich der Einwendungen des Gegners genügt die Angabe, dass 
der Anspruch ganz oder teilweise bestritten wurde. 

31.2 Ebenso muss dem Protokoll zu entnehmen sein, worauf sich die Parteien geeinigt haben, insbesondere 

30.4 Die Zeugen und Sachverständigen werden mündlich oder durch einfachen Brief geladen und mit der 
Ladung darauf hingewiesen, dass sie weder zum Erscheinen noch zur Aussage oder zur Gutachtenerstattung 
verpflichtet sind und keinen Anspruch auf Entschädigung oder Vergütung haben. 

30.5 In das Protokoll werden Angaben über eine Beweisaufnahme nicht aufgenommen.



§ 32 
Verlesen und Genehmigung des Protokolls bei Vergleich 

 
(1) Das den Vergleich enthaltende Protokoll ist den Parteien vorzulesen oder zur Durchsicht 
vorzulegen und von ihnen zu genehmigen. Dies ist in dem Protokoll zu vermerken. 
(2) Das Protokoll ist von der Schiedsperson und den Parteien eigenhändig zu unterschreiben. 
Nach Vollzug der Unterschriften wird ein Vergleich wirksam. 
(3) Erklärt eine Partei, daß sie nicht schreiben könne, so muß die Schiedsperson das 
Handzeichen der schreibunkundigen Person durch einen besonderen Vermerk beglaubigen. 

§ 33 
Abschriften und Ausfertigungen des Protokolls 

(1) Die Parteien oder deren Rechtsnachfolger erhalten auf Verlangen Abschriften oder Ausfer-
tigungen des Protokolls. 
(2) Die Ausfertigung besteht aus der mit dem Ausfertigungsvermerk versehenen Abschrift des 
Protokolls. Der Ausfertigungsvermerk muß Angaben über den Ort und die Zeit der Ausfertigung 
sowie die Person enthalten, für die die Ausfertigung erteilt wird, von der Schiedsperson unter-
schrieben und mit einem Abdruck des Dienstsiegels versehen werden. 
(3) Die Ausfertigung wird von der Schiedsperson erteilt, die die Urschrift des Protokolls 
verwahrt. Die Schiedsperson hat vor Aushändigung der Ausfertigung auf der Urschrift des 
Protokolls zu vermerken, wann und für wen die Ausfertigung erteilt worden ist. 
(4) Befindet sich das Protokoll in der Verwahrung des Amtsgerichts, so wird die Ausfertigung 
von dem Urkundsbeamten der Geschäftsstelle erteilt. 
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33 Zu § 33 
Abschriften und Ausfertigungen des Protokolls 

33.1 Rechtsnachfolger sind Personen, auf die der in dem Vergleich genannte Anspruch nach Abschluss des 
Vergleichs durch Gesamtrechtsnachfolge (zum Beispiel Erbschaft) oder durch Sonderrechtsnachfolge (zum 
Beispiel Abtretung oder Pfändung und Überweisung des Anspruchs) übergegangen ist. 

33.2 Jede Partei kann – gegen Zahlung der Dokumentenpauschale – eine oder mehrere Abschriften des 
Protokolls verlangen. Über die Erteilung von Abschriften braucht kein Vermerk im Vorblatt oder Protokollbuch 
gemacht zu werden. 

33.3 Ausfertigung des Protokolls 
33.3.1 Eine Ausfertigung des Protokolls kann von der Partei – in der Regel von dem Antragsteller oder der Antrag-

stellerin - oder deren Rechtsnachfolger verlangt werden. Sie wird für die Zwangsvollstreckung benötigt 
(siehe § 34 des Schiedsstellen- und Schlichtungsgesetzes). Im Gegensatz zur Abschrift muss die Erteilung 
einer Ausfertigung am Schluss der Urschrift des Protokolls vermerkt werden. 

33.3.2 Die Ausfertigung des Protokolls besteht aus einer wörtlichen Abschrift des Protokolls mit allen dazugehörigen 
Vermerken. Unter die Abschrift wird folgender Ausfertigungsvermerk gesetzt: 
„Das vorstehende, in dem Protokollbuch unter Nummer ... eingetragene Protokoll, wird ausgefertigt für ... 

32 Zu § 32 
Verlesen und Genehmigung des Protokolls bei Vergleich 
Ein in der Schlichtungsverhandlung geschlossener Vergleich ist erst dann rechtsverbindlich, wenn das 
Protokoll von den Parteien und der Schiedsperson unterschrieben ist. 
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§ 34 
Vergleich als Vollstreckungstitel 

 
(1) Aus dem vor einer Schiedsperson geschlossenen Vergleich findet die Zwangsvollstreckung 

statt. 
(2) Die Bestimmungen der Zivilprozeßordnung über die Zwangsvollstreckung, die für einen 

vor einer durch die Landesjustizverwaltung eingerichteten oder anerkannten Gütestelle 
abgeschlossenen Vergleich gelten, finden entsprechende Anwendung. Die Vollstre-
ckungsklausel erteilt stets das Amtsgericht, in dessen Bezirk die Schiedsstelle ihren 
Sitz hat. 

(3) Auf der Urschrift des Protokolls ist zu vermerken, wann und von wem sowie für und 
gegen wen die Vollstreckungsklausel erteilt worden ist. Das Amtsgericht benachrichtigt 
die Schiedsperson von der Erteilung der Vollstreckungsklausel, wenn es das Protokoll 
nicht verwahrt. 

Unterabschnitt 2 
Obligatorische außergerichtliche Streitschlichtung 

 
§ 34a 

Sachlicher Anwendungsbereich 
 
(1) Vorbehaltlich der Regelungen in § 15a Abs. 2 und 3 des Gesetzes betreffend die 
Einführung der Zivilprozessordnung ist die Erhebung einer Klage erst zulässig, nachdem von 
einer Schiedsstelle nach § 1 versucht worden ist, die Streitigkeit einvernehmlich beizulegen, 
1. bei Streitigkeiten über alle Ansprüche aus dem Nachbarrecht, sofern es sich nicht um 

Einwirkungen von einem gewerblichen Betrieb handelt, wegen 
der in § 906 des Bürgerlichen Gesetzbuchs geregelten Einwirkungen, a)

34 Zu § 34 
Vergleich als Vollstreckungstitel 

34.1 Aus dem vor einer Schiedsperson geschlossenen Vergleich kann die Zwangsvollstreckung erst 
betrieben werden, wenn das Amtsgericht die Vollstreckungsklausel erteilt hat (vollstreckbare Ausferti-
gung). 

34.2 Beantragt eine Partei eine vollstreckbare Ausfertigung, ist sie mit der gemäß § 33 des Schiedsstellen- 
und Schlichtungsgesetzes hergestellten Ausfertigung des Protokolls an das Amtsgericht zu verweisen, 
in dessen Bezirk die Schiedsstelle ihren Sitz hat. Die Schiedsperson selbst kann die vollstreckbare 
Ausfertigung nicht beantragen oder erteilen.

(Bezeichnung der Partei oder des Rechtsnachfolgers). 
(Ort und Datum) 
(Unterschrift mit Amtsbezeichnung und Dienstsiegel der Schiedsstelle).“ 

33.3.3 Mehrere Blätter einer Ausfertigung sind fest miteinander zu verbinden. Die Verbindung ist mit einem 
Abdruck des Dienstsiegels zu versehen. 

33.4 Ist eine Partei blind oder sehbehindert, ist ihr auf Verlangen das Protokoll in einer für sie wahrnehmbaren 
Form zugänglich zu machen (siehe Nummern 16.4 und 16.5).



Überwuchses nach § 910 des Bürgerlichen Gesetzbuchs, b)
Hinüberfalls nach § 911 des Bürgerlichen Gesetzbuchs, c)
eines Grenzbaums nach § 923 des Bürgerlichen Gesetzbuchs; d)

2. bei Streitigkeiten über Ansprüche wegen Verletzungen der persönlichen Ehre, die nicht 
in Presse oder Rundfunk begangen worden sind. 

(2) Ein Schlichtungsversuch nach Absatz 1 ist nur erforderlich, wenn 
in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 das Nachbarrechtsverhältnis auf dem Gebiet des 1.

Landes Mecklenburg-Vorpommern besteht und für die betreffende Gemeinde eine Schiedsstelle 
vorhanden ist; 

in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 2 beide Parteien in Mecklenburg-Vorpommern einen 2.
Wohnsitz, Sitz oder eine Niederlassung haben und für die nach § 34b Nr. 2 maßgebliche 
Gemeinde eine Schiedsstelle vorhanden ist. 

§ 34b 
Örtliche Zuständigkeit der Schiedsstelle 

 
Örtlich zuständige Schiedsstelle für einen Schlichtungsversuch nach § 34a Abs. 1 ist 
1. in den Fällen des § 34a Abs. 1 Nr. 1 die Schiedsstelle, in deren Gemeindegebiet das 

Nachbarrechtsverhältnis besteht; 
2. in den Fällen des § 34a Abs. 1 Nr. 2 die Schiedsstelle, in deren Gemeindegebiet die An-

trag stellende Partei einen Wohnsitz, Sitz oder eine Niederlassung hat. 
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34a Zu § 34a 
Sachlicher Anwendungsbereich 

34a.1 Die obligatorische Streitschlichtung ist auch dann durchzuführen, wenn es um Zahlungsansprüche 
geht, die ausden in § 34a Absatz 1 Nummer 1 des Schiedsstellen- und Schlichtungsgesetzes 
genannten nachbarrechtlichenVorschriften hergeleitet werden. Die Wertgrenze nach § 15a Absatz 1 
Nummer 1 des Gesetzes, betreffend dieEinführung der Zivilprozessordnung (750 Euro) gilt für nach-
barrechtliche Streitigkeiten nicht. 

34a.2 In den Fällen des § 34a Absatz 1 Nummer 1 des Schiedsstellen- und Schlichtungsgesetzes ist die 
Durchführungder obligatorischen Streitschlichtung nur erforderlich, wenn die Grundstücke, deren 
Eigentümer oder Besitzerden Nachbarrechtsstreit führen, in Mecklenburg-Vorpommern liegen. Gehören 
diese Grundstücke zuverschiedenen Gemeinden, muss für wenigstens eine von ihnen eine Schiedsstelle 
eingerichtet sein. 

34a.3 Ansprüche wegen Verletzung der persönlichen Ehre nach Absatz 1 Nummer 2 des Schiedsstellen- und 
Schlichtungsgesetzes setzen eine Ehrverletzung im Sinne der strafrechtlichen Bestimmungen der §§ 185 
bis 189 des Strafgesetzbuches voraus. 

34a.4 Gibt es mehr als einen Antragsteller oder Antragsgegner, müssen die Voraussetzungen des § 34a Absatz 2 
Nummer 1 und 2 des Schiedsstellen- und Schlichtungsgesetzes für alle Antragsteller oder Antragsgegner 
gegeben sein. 

34b Zu § 34b 
Örtliche Zuständigkeit der Schiedsstelle 

34b.1 Erstreckt sich das Nachbarrechtsverhältnis auf das Gebiet mehrerer Gemeinden, für die verschiedene 
Schiedsstellen eingerichtet sind, so ist jede dieser Schiedsstellen zuständig; insoweit besteht ein Wahlrecht 
des Antragstellers. 
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§ 34c 
Erfolglosigkeitsbescheinigung 

 
(1) Über einen ohne Erfolg durchgeführten Schlichtungsversuch wird den Parteien von der 
Schiedsstelle eine Bescheinigung erteilt. Die Bescheinigung ist auf Antrag auch auszustellen, 
wenn binnen einer Frist von drei Monaten das Einigungsverfahren nicht durchgeführt worden 
ist. 
(2) Die Bescheinigung muss enthalten 

Namen und Anschrift der Parteien, 1.
Angaben über den Gegenstand des Streites, insbesondere die Anträge. 2.

Beginn und Ende des Verfahrens sollen vermerkt werden. 
(3) Wird die Bescheinigung nicht oder nicht innerhalb von drei Monaten nach Eingang des 

Antrags ausgestellt, hat die Antrag stellende Partei in der Klageschrift glaubhaft zu ma-
chen, dass die Voraussetzungen für die Erteilung der Erfolglosigkeitsbescheinigung nach 
Absatz 1 vorliegen. 

§ 34d 
Verfahren vor der Schiedsstelle 

 
(1) Für das Verfahren nach § 34a finden die §§ 14, 16, 17, 22, 23, 26, 27 und 29 bis 34 ent-
sprechende Anwendung. 
(2) Die Parteien haben in dem anberaumten Termin persönlich zu erscheinen. Sie sind 
hierüber mit der Ladung zu unterrichten. Wird eine Partei gesetzlich vertreten, trifft die 
Verpflichtung nach Satz 1 den gesetzlichen Vertreter. In der Schlichtungsverhandlung werden 
Handelsgesellschaften durch ihre vertretungsberechtigten Gesellschafter und juristische 
Personen durch ihre Organe vertreten. Mehrere gesetzliche Vertretungspersonen oder Organe 
einer Partei können sich unter Vorlage einer schriftlichen Vollmacht gegenseitig vertreten. 

34c Zu § 34c 
Erfolglosigkeitsbescheinigung 

34c.1 Die Erfolglosigkeitsbescheinigung ist nach dem Muster der Anlage 4a auszustellen. Die Anlage 4a ist 
Bestandteil dieser Verwaltungsvorschrift. 

34c.2 Damit das Gericht erforderlichenfalls den Eintritt der Verjährung prüfen kann, sollen in der Bescheinigung 
Beginn und Ende sowie der Zeitraum eines eventuellen Ruhens des Verfahrens (34e des Schiedsstellen- 
und Schlichtungsgesetzes) angegeben werden, das gemäß § 204 Absatz 1 Nummer 4, Absatz 2 BGB den 
Ablauf der Verjährung hemmt.

34d Zu § 34d 
Verfahren vor der Schiedsstelle 

34d.1 Die für die freiwillige Schlichtung geltenden Verfahrensregeln sind grundsätzlich auch im obligatori-
schenSchlichtungsverfahren entsprechend anzuwenden. Die Pflicht zum persönlichen Erscheinen 

34b.2 Die Parteien können das Verfahren einvernehmlich auch vor einer anderen Schiedsstelle durchführen 
(vergleiche § 15a Absatz 3 Satz 1 des Gesetzes, betreffend die Einführung der Zivilprozessordnung). Dies 
kommt insbesondere dann in Betracht, wenn eine örtlich zuständige Schiedsstelle nicht eingerichtet ist. 
Nummer 15.2 ist entsprechend anzuwenden. 



§ 34e 
Ausbleiben oder vorzeitige Entfernung 

 
(1) Erscheint die Antrag stellende Partei nicht zu dem Termin oder wird sie nicht ordnungsgemäß 
vertreten, ruht das Verfahren. Es kann jederzeit wieder aufgenommen werden. 
(2) Bleibt die antragsgegnerische Partei der Schlichtungsverhandlung fern, ohne dies bis zu 
deren Ende hinreichend zu entschuldigen, wird sie nicht ordnungsgemäß vertreten oder 
entfernt sie oder ihr Vertreter sich unentschuldigt vor deren Ende, vermerkt die Schiedsperson 
im Protokoll die Beendigung des Schlichtungsverfahrens, es sei denn, die Antrag stellende 
Partei beantragt seine Fortsetzung. In diesem Fall bestimmt die Schiedsperson sogleich 
einen neuen Termin; § 23 Abs. 2 und 3 gilt entsprechend. Dasselbe gilt, wenn die antragsgeg-
nerische Partei sich vor dem Ende des Termins hinreichend entschuldigt hat. 

§ 34f 
Erfolglosigkeit der Schlichtung 

 
(1) Der Schlichtungsversuch gilt als gescheitert, wenn 

die antragsgegnerische Partei nicht zur Schlichtungsverhandlung erscheint oder sich 1.
vorzeitig hieraus entfernt, ohne dies bis zu deren Ende hinreichend zu entschuldigen, und kein 
neuer Termin bestimmt wird (§ 34e Abs. 2), 

die Durchführung der Schlichtungsverhandlung ergibt, dass ein Vergleich nicht abge-2.
schlossen werden kann oder 

binnen einer Frist von drei Monaten seit Antragstellung das Schlichtungsverfahren nicht 3.
durchgeführt worden ist. 
(2) Die Frist nach Absatz 1 Nr. 3 beginnt erst zu laufen, wenn die Antrag stellende Partei einen 
den Anforderungen des § 22 Abs. 1 Satz 2 genügenden Antrag gestellt und einen etwa ver-
langten Kostenvorschuss eingezahlt hat. Der Zeitraum, während dessen das Verfahren gemäß 
§ 34e Abs. 1 Satz 1 ruht, wird in die Frist nicht eingerechnet. 
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34e Zu § 34e 
Ausbleiben oder vorzeitige Entfernung 

Entfernt sich die antragstellende Person oder deren Vertretung unerlaubt vorzeitig von der Schlichtungsverhandlung, 
steht dies einer Nichtteilnahme am Termin gleich. 

34e.1 Die dem Verfahren zu Grunde liegenden Unterlagen dürfen während des Ruhens des Verfahrens nicht 
vernichtet werden. Nach Ablauf von sechs Monaten soll die Schiedsperson klären, ob der Antrag 

besteht auch hier,was durch § 34d Absatz 2 des Schiedsstellen- und Schlichtungsgesetzes ausdrücklich 
klargestellt wird. EineAusnahme ist nur dann zuzulassen, wenn einer Partei das persönliche Erscheinen 
ausnahmsweise aus einemwichtigen Grund unzumutbar ist. In diesem Fall hat sie die zu Grunde 
liegenden Tatsachen glaubhaft zu machen(§ 34d Absatz 1 in Verbindung mit § 23 Absatz 4 des 
Schiedsstellen- und Schlichtungsgesetzes). Damit denParteien ihre Verpflichtung zum persönlichen 
Erscheinen bewusst ist, sind sie mit der Ladung hierüber zuinformieren. 

34d.2 Die Aufzeichnungen über die Verfahren der obligatorischen Streitschlichtung sind im Jahresbericht über die 
Tätigkeit der Schiedsstelle (Muster der Anlage 1a), im Jahresbericht über die Geschäftsergebnisse der 
Schiedsstelle (Muster der Anlage 2) und im Vorblatt zum Protokollbuch (Muster der Anlage 3) enthalten.



Abschnitt 3 
Das Sühneverfahren vor Erhebung der Privatklage 

 
§ 35 

Sachliche Zuständigkeit für den Sühneversuch 
 
(1) Die Schiedsstelle ist die Vergleichsbehörde im Sinne des § 380 Abs. l der Strafprozeßord-
nung. 
(2) Für das Sühneverfahren gelten die Bestimmungen des Zweiten Abschnitts, soweit in den 
§§ 36 bis 39 keine abweichenden Regelungen getroffen sind. 
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35 Zu § 35 
Sachliche Zuständigkeit für den Sühneversuch 

35.1 Als Vergleichsbehörde nach § 380 Absatz 1 der Strafprozessordnung darf die Schiedsstelle nur anlässlich 
der dort bezeichneten Straftaten tätig werden. Bei anderen Straftaten findet kein Sühneversuch statt, auch 
wenn die Straftat nur auf Antrag des Verletzten verfolgt werden kann. Bilden Straftaten nach § 380 Absatz 
1 der Strafprozessordnung und andere Straftaten eine einheitliche Tat, so findet ebenfalls kein Sühneversuch 
statt. Wer der Schiedsstelle Hinweise auf andere Straftaten vorträgt, wird von ihr darauf hingewiesen, 
dass Strafanzeigen bei der Staatsanwaltschaft, der Polizei oder dem Amtsgericht zu erstatten sind 
(§ 158 der Strafprozessordnung). Der Wortlaut des Strafgesetzbuches sowie der Strafprozessordnung 
ist über das Internet unter folgender Adresse einsehbar: 

http://www.gesetze-im-internet.de 
35.2 Begehrt der Antragsteller oder die Antragsstellerin nicht die Bestrafung des Täters, sondern ausschließlich 

den Ersatz des durch die Tat entstandenen Schadens oder den Widerruf oder die Unterlassung bei 
Verletzungen der persönlichen Ehre, handelt es sich um eine bürgerliche Rechtsstreitigkeit. Hierzu gehört 
auch der Anspruch auf Schmerzensgeld (§ 253 BGB). Das Verfahren richtet sich dann allein nach den Vor-
schriften des Abschnitts 2 des Schiedsstellen- und Schlichtungsgesetzes. 

35.3 Macht der Antragsteller oder die Antragstellerin zugleich einen vermögensrechtlichen Anspruch (zum 
Beispiel einen Schadensersatzanspruch) oder einen nichtvermögensrechtlichen Anspruch (zum Beispiel 
Widerruf oder Unterlassung bei Verletzungen der persönlichen Ehre) geltend (so genannte „gemischte 
Streitigkeiten“), ist nach den Vorschriften des Abschnitts 3 des Schiedsstellen- und Schlichtungsgesetzes 
(§§ 35 bis 39) zu verfahren. 

35.4 Die einzelnen Delikte: 
35.4.1 Hausfriedensbruch (§ 123 des Strafgesetzbuches), nicht aber schwerer Hausfriedensbruch gemäß 

§ 124 des Strafgesetzbuches 
35.4.2 Beleidigung 
35.4.2.1 Unter den Begriff der „Beleidigung“ fallen alle Vorschriften des Vierzehnten Abschnitts des Strafgesetzbuches, 

mithin 
Beleidigung (§ 185 des Strafgesetzbuches), a)

34f Zu § 34f 
Erfolglosigkeit der Schlichtung 

34f.1 Die Erfolglosigkeitsbescheinigung muss auch dann erteilt werden, wenn sich die Parteien zwar einigen 
wollen, die Schiedsperson aber die Aufnahme des Vergleichs ablehnen muss, weil dieser der notariellen 
Form bedarf (siehe Nummer 18.1).

https://www.gesetze-im-internet.de

/
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Üble Nachrede (§ 186 des Strafgesetzbuches), b)
Verleumdung (§ 187 des Strafgesetzbuches), c)
Üble Nachrede oder Verleumdung gegen Personen des politischen Lebens (§ 188 des Strafgesetz-d)

buches), 
Verunglimpfung des Andenkens Verstorbener (§ 189 des Strafgesetzbuches). e)

35.4.2.2 Für einen Sühneversuch gemäß § 380 der Strafprozessordnung ist kein Raum bei: 
einer Beleidigung, die gegen ein Gesetzgebungsorgan des Bundes oder eines Landes oder eine a)

andere politische Körperschaft (zum Beispiel die Stadt- oder Gemeindevertretung, den Kreistag oder die 
Bürgerschaft oder den Landtag) gerichtet ist (§ 374 Absatz 1 Nummer 2 zweiter Halbsatz der Strafprozess-
ordnung, § 194 Absatz 4 des Strafgesetzbuches), 

einer Verunglimpfung des Bundespräsidenten (§ 90 des Strafgesetzbuches) oder einer verfassungsfeindlichen b)
Verunglimpfung von Verfassungsorganen (§ 90b des Strafgesetzbuches), 

einer Beleidigung gegen einen Amtsträger, einen für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteten, c)
einen Soldaten der Bundeswehr während der Ausübung seines Dienstes oder in Beziehung auf seinen 
Dienst oder eine Behörde oder sonstige Stelle, die Aufgaben der öffentlichen Verwaltung wahrnimmt, oder 
gegen einen Träger von Ämtern oder eine Behörde der Kirchen und anderen Religionsgesellschaften des 
öffentlichen Rechts (§ 380 Absatz 3 der Strafprozessordnung, § 194 Absatz 3 des Strafgesetzbuches). 

35.4.3 Verletzung des Briefgeheimnisses (§ 202 des Strafgesetzbuches) Ein Sühneversuch ist jedoch unzulässig 
im Falle der §§ 133 und 206 des Strafgesetzbuches (Verwahrungsbruch, Verletzung des Post- oder 
Fernmeldegeheimnisses). 

35.4.4 Körperverletzung (§ 223 des Strafgesetzbuches), Fahrlässige Körperverletzung (§ 229 des Straf-
gesetzbuches). 

35.4.4.1 Auch der Versuch einer einfachen vorsätzlichen Körperverletzung ist sühnefähig 
35.4.4.2 Bei den §§ 224 bis 227 des Strafgesetzbuches (Gefährliche Körperverletzung, Misshandlung von-

Schutzbefohlenen, Schwere Körperverletzung, Verstümmelung weiblicher Genitalien, Körperverletzung 
mit Todesfolge) handelt es sich um eigenständige Strafnormen mit erhöhtem Unrechtsgehalt, ein 
Sühneversuch ist unzulässig. 

35.4.4.3 Für den Sühneversuch gemäß § 380 der Strafprozessordnung ist kein Raum bei einer Körperverletzung 
gegeneinen Amtsträger, einen für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteten, einen Soldaten 
der Bundewehrwährend der Ausübung seines Dienstes oder in Beziehung auf seinen Dienst oder 
gegen einen Träger vonÄmtern der Kirchen und anderen Religionsgesellschaften des öffentlichen 
Rechts (§ 380 Absatz 3 derStrafprozessordnung i. V. m. § 230 Absatz 2 des Strafgesetzbuches). 

35.4.5 Bedrohung (§ 241 des Strafgesetzbuches) 
35.4.6 Sachbeschädigung (§ 303 des Strafgesetzbuches) 
35.4.6.1 Auch der Versuch einer Sachbeschädigung ist sühnefähig. 
35.4.6.2 Die §§ 303b und 304 bis 305a des Strafgesetzbuches (Computersabotage, Gemeinschädliche Sach-

beschädigung,Zerstörung von Bauwerken, Zerstörung wichtiger Arbeitsmittel) enthalten eigenständige 
Strafvorschriften miterhöhtem Unrechtsgehalt. Ein Sühneversuch ist unzulässig. 

35.4.7 Vollrausch (§ 323a des Strafgesetzbuches), wenn die im Rausch begangene Tat ein Vergehen gemäß 
Nummern 35.4.1 bis 35.4.6 ist. Zur Schuldunfähigkeit infolge des Rausches siehe §§ 19 bis 21 des Straf-
gesetzbuches. 

35.5 Ein bei der Polizei, dem Amtsgericht oder der Staatsanwaltschaft gestellter Strafantrag ist keine 
Voraussetzung für das Schlichtungsverfahren. 

35.6 Parteien des Sühneversuchs in Strafsachen 
35.6.1 Antragsteller oder Antragstellerin kann nur der Verletzte oder derjenige sein, der nach den Strafgesetzen 



§ 36 
Absehen vom Sühneversuch 

(1) Das im Falle der Erhebung der Privatklage zuständige Gericht kann auf Antrag gestatten, 
daß von dem Sühneversuch abgesehen wird, wenn die antragstellende Partei von der Ge-
meinde, in der die Verhandlung stattfinden müßte, soweit entfernt wohnt, daß ihr unter Berück-
sichtigung ihrer Verhältnisse und nach den Umständen des Falles nicht zugemutet werden 
kann, zu der Verhandlung zu erscheinen. Das Gericht kann stattdessen die antragstellende 
Partei ermächtigen, sich in der Schlichtungsverhandlung vertreten zu lassen; der Vertreter hat 
der Schiedsperson die gerichtliche Entscheidung sowie eine schriftliche Vollmacht nachzuwei-
sen. 
(2) Die Entscheidung des Gerichts ist nicht anfechtbar. 
 

§ 37 
Beschränkung der Gründe zur Ablehnung des Sühneversuchs 

 
Die Schiedsperson darf den Sühneversuch nur ablehnen, wenn die Parteien auch nach Unter-
brechung oder Vertagung der Schlichtungsverhandlung ihre Identität nicht nachweisen. 

§ 38 
Ladung des gesetzlichen Vertreters der beschuldigten Partei 

 
Hat einer der Beteiligten einen gesetzlichen Vertreter, ist auch dieser zu laden. Der Vertreter 
ist als Beistand zur Schlichtungsverhandlung zugelassen. 
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ein selbstständiges Antragsrecht hat (§ 374 Absatz 1 und 2 der Strafprozessordnung). Für einen Verletzten, 
der unter elterlicher Sorge oder unter Vormundschaft steht, tritt an seine Stelle der gesetzliche Vertreter 
und für eine juristische Person deren Organ (§ 374 Absatz 3 der Strafprozessordnung). Ist für eine Person 
ein Betreuer bestellt, kann der Betreuer für sie tätig werden. 

35.6.2 Antragsgegner oder Antragsgegnerin kann nur eine natürliche Person sein, die zur Zeit der Begehung der 
Tat das 18. Lebensjahr vollendet hatte. 

35.6.3 Personen, für die ein Betreuer bestellt ist, müssen im Schlichtungsverfahren persönlich auftreten. Das gilt 
jedoch nicht für Personen, die daran durch eine Erkrankung gehindert sind. Der gesetzliche Vertreter darf 
als Beistand erscheinen.Wird ein Vergleich geschlossen, der den Antragsgegner oder die Antragsgegnerin 
zu einer geldwerten Leistung, sei es auch nur zur Übernahme der Kosten des Verfahrens, verpflichten soll, 
muss der gesetzliche Vertreter mitwirken. Deshalb ist er von dem Termin zu benachrichtigen (§ 38 des 
Schiedsstellen- und Schlichtungsgesetzes). Macht der Antragsteller oder die Antragstellerin schon im 
Antrag einen vermögensrechtlichen Anspruch mit geltend, so muss der gesetzliche Vertreter nicht nur be-
nachrichtigt, sondern geladen werden. Wirkt der gesetzliche Vertreter nicht mit, ist der Vergleich 
gleichwohl aufzunehmen. Über die Vollstreckbarkeit des Vergleichs entscheidet auf Antrag das Amtsgericht, 
in dessen Bezirk die Schiedsstelle ihren Sitz hat. 

35.7 Ein Sühneversuch in Strafsachen ist nicht zulässig, wenn der Antrag sich gegen einen Minderjährigen 
oder einen psychisch Kranken richtet. In diesen Fällen kann aber ein Anspruch auf Schadensersatz vor 
der Schiedsstelle geltend gemacht werden. Das Verfahren richtet sich dann ausschließlich nach den 
Vorschriften des Abschnitts 2 des Schiedsstellen- und Schlichtungsgesetzes.

36 - 37 unbesetzt



§ 39 
Sühnebescheinigung 

 
(1) Auf Antrag bescheinigt die Schiedsperson die Erfolglosigkeit des Sühneversuchs zum Zwe-
cke der Einreichung der Klage (§ 380 Abs. 1 Satz 3 der Strafprozeßordnung), wenn 
1. in der Schlichtungsverhandlung eine Einigung nicht zustande gekommen ist oder 
2. allein der Antragsgegner oder die Antragsgegnerin dem Schlichtungstermin unentschuldigt 

ferngeblieben ist oder sich vor dem Schluß der Schlichtungsverhandlung unentschuldigt 
entfernt hat; wohnen die Parteien in demselben Gemeindebezirk, in dem die Schlichtungs-
verhandlung stattzufinden hat, so tritt diese Wirkung erst dann ein, wenn die beschuldigte 
Partei auch in einem zweiten Termin ausbleibt. 

Wurde im Falle des Satzes 1 Nr. 2 gegen den Antragsgegner ein Ordnungsgeld verhängt, so 
wird die Bescheinigung erst ausgestellt, wenn die Frist zur Anfechtung des Bescheids über das 
Ordnungsgeld abgelaufen ist und der Bescheid nicht angefochten worden ist oder die Anfech-
tung erfolglos geblieben ist. 
(2) Die Bescheinigung ist von der Schiedsperson zu unterschreiben und mit einem Abdruck 
des Dienstsiegels zu versehen. Sie hat Angaben über die Tat und den Zeitpunkt ihrer Bege-
hung, über das Datum der Antragstellung sowie über den Ort und das Datum der Ausstellung 
zu enthalten. 

§ 40 (weggefallen) 
§ 41 (weggefallen) 
§ 42 (weggefallen) 
§ 43 (weggefallen) 
§ 44 (weggefallen) 
§ 45 (weggefallen) 

 
Abschnitt 4 Kosten 

 

Druckvorlage Integration VV in SchStG MV 2021

Seite 35 von 42

39 Zu § 39 
Sühnebescheinigung 

39.1 Die Sühnebescheinigung ist nach dem Muster der Anlage 4b auszustellen. Die Anlage 4b ist Bestandteil 
dieser Verwaltungsvorschrift. 

39.2 Die Bescheinigung ist Prozessvoraussetzung für das Privatklageverfahren. Der Antragsteller oder die An-
tragstellerin als Kläger oder Klägerin hat deshalb die Bescheinigung mit der Klage beim Amtsgericht ein-
zureichen.

38 Zu § 38 
Ladung des gesetzlichen Vertreters der beschuldigten Partei 
Die Ladung eines gesetzlichen Vertreters oder Betreuers der beschuldigten Partei ist erforderlich, damit 
dieser Gelegenheit erhält, gegebenenfalls als Beistand an dem Termin teilzunehmen. Das gilt auch in den 
Fällen der Nummer 35.3. (Zur förmlichen Ladung siehe Nummer 23.)



§ 46 
Kostenerhebung durch die Schiedsstelle 

 
Die Schiedsperson erhebt für ihre Tätigkeit Kosten (Gebühren und Auslagen) nur nach diesem 
Gesetz. Sie erledigt die Kassengeschäfte und erstellt die Kostenrechnungen. 

§ 47 
Kostenschuldner 

 
(1) Zur Zahlung der Kosten ist derjenige verpflichtet, der die Tätigkeit der Schiedsperson 
veranlaßt hat. 
(2) Kostenschuldner ist ferner 

derjenige, der die Kostenschuld durch eine vor der Schiedsperson abgegebene Erklärung 1.
oder in einem Vergleich übernommen hat, 

derjenige, der für die Kostenschuld eines anderen kraft Gesetzes haftet, 2.
hinsichtlich der Dokumentenpauschale derjenige, der die Erteilung von Ausfertigungen 3.

oder Abschriften beantragt hat. 
(3) Mehrere Kostenschuldner haften als Gesamtschuldner. Die Haftung des Kostenschuldners 
nach Absatz 2 Nr. 1 und 3 geht der Haftung des Kostenschuldners nach Absatz 1 vor. 
(4) Haben die Parteien einen Vergleich geschlossen, ohne dass darin eine Vereinbarung über 
die Kostentragung enthalten ist, trägt jede Partei die Kosten des Schlichtungsverfahrens zur 
Hälfte. 
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47 Zu § 47 
Kostenschuldner 

47.1 Die Vorschrift bestimmt, wer gegenüber der Schiedsstelle zur Zahlung der Kosten verpflichtet und somit 
Kostenschuldner ist. Die Regelung lehnt sich an die Haftungsgrundsätze an, die auch sonst im Gerichts-
kostenrecht allgemein gelten. 

47.2 Absatz 2 bestimmt, dass neben den Veranlassungsschuldner auch noch weitere Kostenschuldner treten 
können. Das Wort „ferner“ stellt klar, dass das Vorhandensein eines Kostenschuldners nach Absatz 2 die 
Kostenhaftung nach Absatz 1 nicht berührt. 

47.3 Hat sich der Antragsgegner oder die Antragsgegnerin in einem Vergleich bereit erklärt, die Kosten des 
Schlichtungsverfahrens zu übernehmen, ist er oder sie zunächst als Kostenschuldner heranzuziehen. Erst 
wenn feststeht, dass der Antragsgegner nicht zahlt, kann sich die Schiedsperson an den Antragsteller oder 
die Antragstellerin als Gesamtschuldner oder Gesamtschuldnerin wenden. Aus diesem Grund ist der Kos-
tenvorschuss erst nach Eingang aller Kosten zurückzuzahlen oder zu verrechnen. Ist keiner der 
Kostenschuldner zur Zahlung bereit oder in der Lage, hat die Schiedsperson die Gemeinde gemäß 
§ 49 Absatz 2 des Schiedsstellen- und Schlichtungsgesetzes um Beitreibung zu ersuchen. 

46 Zu § 46 
Kostenerhebung durch die Schiedsstelle 

46.1 Die Schiedsperson hat ein Kassenbuch gemäß Anlage 5, die Bestandteil dieser Verwaltungsvorschrift ist, 
zu führen. Die Beträge der Kostenrechnungen sind zum Soll zu stellen. 

46.2 Nur die bei der Schiedsstelle tatsächlich eingegangenen Beträge werden im Haben verbucht. 



§ 48 
Fälligkeit, Vorauszahlung, Zurückbehaltungsrecht 

 
(1) Gebühren werden mit der Beendigung des gebührenpflichtigen Geschäfts, Auslagen mit 
ihrem Entstehen fällig. 
(2) In Fällen, in denen die Schiedsperson nur auf Antrag tätig wird, soll die Tätigkeit von der 
vorherigen Zahlung der voraussichtlich entstehenden Gebühren und Auslagen abhängig 
gemacht werden. 
(3) Die Schiedsperson, die den Antrag im Wege der Amtshilfe aufnimmt, hat lediglich Anspruch 
auf Ersatz ihrer Auslagen und fordert nur hierfür einen Vorschuß ein. 
(4) Dem Kostenschuldner zu erteilende Bescheinigungen, Ausfertigungen und Abschriften 
sowie Urkunden, die der Kostenschuldner eingereicht hat, kann die Schiedsperson zurückhalten, 
bis die in der Angelegenheit entstandenen Kosten gezahlt sind. 

§ 49 
Einforderung, Beitreibung 

 
(1) Die Kosten und Ordnungsgelder werden aufgrund einer von der Schiedsperson unter-
schriebenen und dem Kostenschuldner mitgeteilten Kostenrechnung eingefordert. 
(2) Zahlt der Kostenschuldner nicht oder nicht vollständig innerhalb der Zahlungsfrist, übergibt 
die Schiedsperson die Unterlagen der Gemeindeverwaltung. Die Gemeinde vollstreckt in 
Amtshilfe die Kosten und Ordnungsgelder nach den für die Gemeinden geltenden Bestimmungen 
über die Vollstreckung öffentlich-rechtlicher Geldforderungen. Anordnungsbehörde ist die zu-
ständige Kommunalbehörde. 
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49 Zu § 49 
Einforderung, Beitreibung 

49.1 Kostenrechnungen 
49.1.1 Die gemäß Anlagen 6a und 6b zu erstellenden Kostenrechnungen bestehen aus der Urschrift und mehreren 

Abschriften. Sämtliche Kostenrechnungen müssen von der Schiedsperson unterzeichnet und mit dem 
Dienstsiegel versehen werden. Die Anlagen 6a und 6b sind Bestandteil dieser Verwaltungsvorschrift. 

49.1.2 Eine Abschrift der Kostenrechnung ist dem Schuldner zu übergeben oder mit der Post zu übersenden. Mit 
der Kostenrechnung ist er zur Zahlung des nach Verrechnung des eingezahlten Vorschusses verbleibenden 
Betrages – bei Aufforderung nach Nummer 47.3 Satz 1 zur Zahlung des übernommenen Betrages – binnen 

48 Zu § 48 
Fälligkeit, Vorauszahlung, Zurückbehaltungsrecht 

48.1 Die Schiedsperson ist im Regelfall gehalten, von dem Antragsteller oder der Antragstellerin einen die vo-
raussichtlichen Kosten (Gebühren und Auslagen) deckenden Vorschuss einzufordern. Sie darf hiervon nur 
dann absehen, wenn dies nach den Besonderheiten des Einzelfalls gerechtfertigt ist. Dabei hat sie zu 
beachten, dass der Vorschuss dazu dient, der Gemeinde das für sie kostenaufwendige Beitreibungsverfahren 
zu ersparen. Erst nach Einzahlung des Vorschusses wird der Termin bestimmt, die Ladung der Parteien 
veranlasst, eine Abschrift oder eine Ausfertigung erteilt. 

48.2 Eingegangene Vorschüsse sind unverzüglich im Vorblatt zum Protokollbuch (Anlage 3) einzutragen.



§ 50 
Gebührensätze 

  
(1) Für das Schlichtungsverfahren wird eine Gebühr von 15 Euro erhoben; kommt ein 
Vergleich zustande, so beträgt die Gebühr 25 Euro. 
(2) Unter Berücksichtigung der Verhältnisse des Kostenschuldners und des Umfangs und der 
Schwierigkeit des Falles kann die Gebühr auf höchstens 40 Euro erhöht werden. 
(3) Sind auf der Seite einer Partei oder beider Parteien mehrere Personen am Schlichtungs-
verfahren beteiligt oder ist die antragstellende Partei zugleich Antragsgegnerin, so wird die 
Gebühr nur einmal erhoben. 

§ 51 
Auslagen 

 
(1) Die Schiedsperson erhebt 

eine Dokumentenpauschale für die Aufnahme von Anträgen, für Mitteilungen an die 1.
Parteien sowie für Ausfertigungen und Abschriften von Protokollen und Bescheinigungen; die 
Höhe der Dokumentenpauschale bestimmt sich nach Nummern 1, 2 und 3 Absätze 1 und 2 
der Nummer 31000 des Kostenverzeichnisses zum Gerichts- und Notarkostengesetz; 

die bei der Durchführung einer Amtshandlung entstehenden notwendigen Auslagen in 2.
tatsächlicher Höhe. 
(2) Zu den Auslagen nach Absatz 1 Nr. 2 gehören auch die Kosten eines Dolmetschers oder 
Übersetzers, der von der Schiedsperson hinzugezogen wurde. Die Höhe ist auf Antrag der 
Schiedsperson oder des Dolmetschers von dem Amtsgericht, in dessen Bezirk die Schiedsstelle 
ihren Sitz hat, festzusetzen. § 4 Abs. 3 bis 5 des Justizvergütungs- und entschädigungsgesetzes 
gilt entsprechend. 
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eines Monats aufzufordern und auf die Notwendigkeit der Einleitung des Beitreibungsverfahrens bei 
fruchtlosem Fristablauf zu verweisen. 

49.2 Wegen des bei der Festsetzung von Ordnungsgeld zu beachtenden Verfahrens siehe Nummern 24.3, 
24.4 und 24.6. 

50 Zu § 50 
Gebührensätze 

50.1 Die Gebühr wird nicht für die Schlichtungsverhandlung, sondern für das Schlichtungsverfahren erhoben. 
Dieses beginnt regelmäßig mit der Aufnahme oder dem Eingang des Schlichtungsantrags. 

50.2 Die Voraussetzungen, unter denen wegen der Schwierigkeiten des Falles die Gebühr nach § 50 Absatz 2 
des Schiedsstellen- und Schlichtungsgesetzes erhöht werden darf, können auch dann gegeben sein, wenn 
mehrere Personen auf der einen Seite oder auf beiden Seiten beteiligt oder wechselseitige Anträge zu 
verhandeln sind (§ 50 Absatz 3 des Schiedsstellen- und Schlichtungsgesetzes) oder wenn ein Schlichtungstermin 
ungewöhnlich viel Zeit in Anspruch nimmt oder mehrere Termine notwendig sind.

51 Zu § 51 
Auslagen 

50.1 Die Dokumentenpauschale wird erhoben: 
a) für die Aufnahme eines zu Protokoll der Schiedsstelle gestellten Antrags, 



§ 52 
Absehen von der Kostenerhebung 

 
(1) Die Schiedsperson kann ausnahmsweise, wenn das mit Rücksicht auf die wirtschaftlichen 
Verhältnisse des Zahlungspflichtigen geboten erscheint, die Gebühren ermäßigen oder von 
ihrer Erhebung ganz oder teilweise absehen. Aus denselben Gründen kann von der Erhebung 
von Auslagen, mit Ausnahme der in § 51 Abs. 2 genannten, abgesehen werden. 
(2) Den Ausfall der Dokumentenpauschale trägt die Schiedsperson. Andere notwendige 
Auslagen, die nicht erhoben werden können, werden von der Gemeinde als Sachkosten der 
Schiedsperson getragen. 
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52 Zu § 52 
Absehen von der Kostenerhebung 

52.1 Von der Befugnis, die Gebühren zu ermäßigen oder von der Gebühren- oder Auslagenerhebung ganz oder 
teilweise abzusehen, soll in der Regel Gebrauch gemacht werden, wenn der Schuldner glaubhaft macht, 
dass er ohne Beeinträchtigung des für ihn und seine Familie notwendigen Unterhalts die Kosten nicht 
zahlen kann. Zur Glaubhaftmachung sind eine Verdienstbescheinigung, ein Rentenbescheid, ein Bescheid 
über Leistungen nach dem SGB II oder XII oder andere geeignete Unterlagen ausreichend. 

b) für an die Parteien gerichtete Schreiben sowie für den Schriftverkehr, den eine Schiedsperson zur sach-
gerechten Durchführung des Schlichtungsverfahrens an Dritte richtet und der den Parteien mitzuteilen 
ist, 

c) für Ausfertigungen und Abschriften von Protokollen, für eine Erfolglosigkeitsbescheinigung und für eine 
Sühnebescheinigung, 

d) für Ladungen und Terminsnachrichten. 
51.2 Unzulässig ist die Erhebung der Dokumentenpauschale für die vorgeschriebenen Eintragungen in die 

amtlichen Bücher, für die von Amts wegen zu erstellenden Kostenrechnungen (siehe Nummer 49.1.1), für 
die Festsetzung von Ordnungsgeld sowie für den Schriftverkehr mit dem Direktor oder der Direktorin des 
Amtsgerichts und mit der Gemeinde. 

51.3 Für die Entstehung der Dokumentenpauschale ist ohne Bedeutung, in welcher Form (Abschrift, Durchschrift, 
Ablichtung, Formular) das Schriftstück hergestellt wird. 

51.4 Zu den zu erstattenden notwendigen Auslagen gehören außer den Kosten für die Inanspruchnahme eines 
Dolmetschers insbesondere die Portoauslagen (einschließlich der Kosten einer förmlichen Zustellung) für 
den Schriftverkehr, der mit den Parteien oder sonst in deren Interesse geführt wird, die Auslagen für die aus 
gleichem Anlass geführten Telefongespräche und die anlässlich einer Schlichtungsverhandlung der 
Schiedsperson entstehenden Fahrtkosten. Von den zu erstattenden notwendigen Auslagen sind auch 
Fahrtkosten erfasst, die der Schiedsperson aufgrund einer Verhandlung außerhalb des Amtsraumes 
entstanden sind, wenn dies auf Antrag der Parteien erfolgt ist. 

51.5 Vergütung des Dolmetschers 
51.5.1 Wer die Kosten der Inanspruchnahme eines Dolmetschers zu tragen hat, bestimmt sich nach § 47 des 

Schiedsstellen- und Schlichtungsgesetzes (siehe auch Nummern 47.2 und 47.3). 
51.5.2 Für die Höhe der Vergütung des Dolmetschers sind die Vorschriften des Justizvergütungs- und Entschädi-

gungsgesetzes maßgebend, sofern sich die Parteien und der Dolmetscher nicht auf eine abweichende 
Vergütung geeinigt haben und ein entsprechender Betrag vorschussweise gezahlt worden ist. 

51.5.3 Wird ein Antrag auf gerichtliche Festsetzung der Vergütung gestellt, hat die Schiedsperson dem Gericht 
eine Abschrift des Protokolls und etwa vorhandene, die Vergütung des Dolmetschers betreffende schriftliche 
Erklärungen der Parteien vorzulegen.



§ 53 
Einwendungen gegen die Kosten 

 
Über Einwendungen des Kostenschuldners gegen die Kostenrechnung oder gegen Maßnah-
men nach § 48 Abs. 2 und 4 entscheidet das Amtsgericht, in dessen Bereich die Schiedsstelle 
ihren Sitz hat, durch richterlichen Beschluß. Die Entscheidung ist nicht anfechtbar. Kosten wer-
den nicht erhoben. Auslagen der Parteien werden nicht erstattet. 

§ 54 
Aufteilung der Einnahmen 

 
(1) Die Gebühren stehen zu gleichen Teilen der Gemeinde und der Schiedsperson als Auf-
wandsentschädigung zu. 
(2) Soweit Auslagen erhoben wurden, erhält die Schiedsperson die Dokumentenpauschale 
nach § 51 Abs. 1 Nr. 1 und Ersatz für ihre anderen notwendigen Auslagen. Die übrigen 
Auslagen stehen der Gemeinde zu. 
(3) Die Ordnungsgelder stehen der Gemeinde zu. 
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54 Zu § 54 
Aufteilung der Einnahmen 

54.1 Bei der Abrechnung kann die Vorlage des Kassenbuchs, der Sammlung der Kostenrechnungen sowie des 
Protokollbuchs nebst Vorblatt verlangt werden. 

54.2 Gebühren und Auslagen, die der Gemeinde – zum Beispiel bei einer Beitreibung – zugeflossen sind, hat 
sie der Schiedsperson in Höhe des ihr zustehenden Anteils zu überweisen. 

54.3 Die Schiedsperson hat amtliche Gelder, die bei ihr eingehen – abgesehen von der Dokumentenpauschale 
und von aus eigenen Mitteln vorgestreckten Auslagen (§ 51 des Schiedsstellen- und Schlichtungsgesetzes) 
–, bis zur Abrechnung mit der Gemeinde gesondert von sonstigen Geldbeständen, insbesondere von 
ihrem eigenen Geld, zu verwahren.

52.2 In der Spalte „Bemerkungen“ der Kostenrechnung (Anlage 6a) ist zu vermerken, wenn Kosten ermäßigt 
werden oder von der Kostenerhebung ganz oder teilweise abgesehen wird. 

52.3 Wird von der Kostenerhebung ganz abgesehen, so bleibt die für den Schuldner bestimmte Abschrift der 
Kostenrechnung mit der Urschrift bei der Sammlung der Kostenrechnungen.

53 Zu § 53 
Einwendungen gegen die Kosten 

53.1 Werden gegen den Kostenansatz Einwendungen erhoben, hat die Schiedsperson diese unverzüglich mit 
einer eigenen Stellungnahme und einer Abschrift des Protokolls und mit etwa vorhandenen weiteren, das 
Schlichtungsverfahren betreffenden Schriftstücken dem Amtsgericht zuzuleiten. 

53.2 Einer im Rahmen des Einwendungsverfahrens an sie ergehenden Aufforderung des Gerichts zur 
Stellungnahme und Vorlage von Akten hat die Schiedsperson unverzüglich Folge zu leisten.



Abschnitt 5 
Übergangs- und Schlußvorschriften 

 
§ 55 

Erlaß von Verwaltungsvorschriften 
 
Das Justizministerium wird ermächtigt, im Benehmen mit dem Innenministerium, bei Kosten-
regelungen im Benehmen mit dem Finanzministerium, die zur Ausführung des Gesetzes erfor-
derlichen Verwaltungsvorschriften zu erlassen. 
 

§ 56 
Vollstreckungstitel aus Altverfahren 

 
Aus zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes für vollstreckbar erklärten Entscheidun-
gen gesellschaftlicher Gerichte findet die Zwangsvollstreckung statt. 
 

§ 57 
Inkrafttreten 

 
Dieses Gesetz tritt am Tage des Inkrafttretens des Einigungsvertrages zwischen der Deutschen 
Demokratischen Republik und der Bundesrepublik Deutschland in Kraft. 
Das vorstehende, von der Volkskammer der Deutschen Demokratischen Republik am drei-
zehnten September neunzehnhundertneunzig beschlossene, Gesetz wird hiermit verkündet. 
Berlin, den dreizehnten September neunzehnhundertneunzig 
 

Die Präsidentin der Volkskammer der Deutschen Demokratischen Republik 
Bergmann-Pohl 
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Artikel 2 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Diese Verwaltungsvorschrift tritt am Tag nach der Veröffentlichung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Verwaltungsvorschrift 
zum Schiedsstellen- und Schlichtungsgesetz vom 28. März 2002 (AmtsBl. M-V S. 329), die zuletzt durch die 
Verwaltungsvorschrift vom 19. Oktober 2010 (AmtsBl. M-V S. 754) geändert worden ist, außer Kraft.



Notizen: 
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Anlage 5: Kassenbuch 
Anlage 6a: Kostenrechnung, wenn Antragsteller Kostenschuldner ist 
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Anlage 7a: Muster Dankurkunde (zehnjährige ehrenamtliche Tätigkeit) 
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Anlage 1a 
(zu Nummern 10.1.1 und 34d.2) 

Jahresbericht 20__  über die Tätigkeit der Schiedsstelle 
 
 in ____________________________________________________________________________ 
 

Amtsgerichtsbezirk ______________________________________________________________ 
 
 Zahl der Tätigkeiten außerhalb eines förmlichen Verfahrens __________________________________ 
__________________________________________________________________________________________ 
A   Bürgerliche Rechtsstreitigkeiten/Freiwillige außergerichtliche Streitschlichtung 
 

1. Zahl der Anträge auf Schlichtungsverhandlungen      __________________________ 
 
 2. Zahl der Fälle, in denen beide Parteien erschienen sind   __________________________ 
 
 3. Zahl der durch Vergleich erledigten Fälle    __________________________ 
 
 4. Zahl der Personen, gegen die Ordnungsgeld aufgrund  

    des § 24 SchStG M-V festgesetzt worden ist   __________________________ 
 
B   Bürgerliche Rechtsstreitigkeiten/Obligatorische außergerichtliche Streitschlichtung 
 
 1. Zahl der Anträge auf Schlichtungsverhandlungen 
 
     a) Nachbarrecht      __________________________ 
 
     b) Ehrverletzungen      __________________________ 
 
 insgesamt:       __________________________ 
 
     davon gemischte Sachen  __________________________ 
 
 2. Zahl der Fälle, in denen beide Parteien erschienen sind  __________________________ 
 
     a) Nachbarrecht      __________________________ 
 
     b) Ehrverletzungen      __________________________ 
 
 3. Zahl der durch Vergleich erledigten Fälle  
 
     a) Nachbarrecht      __________________________ 
 
     b) Ehrverletzungen      __________________________ 
__________________________________________________________________________________________ 
C   Strafsachen  
 
 1. Zahl der Anträge auf Sühneversuch    __________________________ 
 
     davon gemischte Sachen     __________________________ 
  
 2. Zahl der Fälle, in denen beide Parteien erschienen sind  __________________________ 
 
 3. Zahl der Fälle, in denen der Sühneversuch Erfolg gehabt hat __________________________ 
  
 4. Zahl der Personen, gegen die Ordnungsgeld aufgrund der 
     §§ 24, 35 SchStG M-V festgesetzt worden ist   __________________________ 
__________________________________________________________________________________________ 
D   Summen der Gebühren  
 

1. die den Gemeinden zugeflossen sind    _________ Euro ________ Cent 
    ohne Dokumentenpauschale  und  
    sonst. Auslagen,    
2. die der Schiedsstelle verblieben sind    _________ Euro ________ Cent 



Anlage 1b 
(zu Nummer 10.1.1 

 
 
 
Jahresbericht 20__   Übersicht über die Schiedspersonen der Schiedsstelle 
 
 
 in _______________________________________________________________ 
 
  _______________________________________________________________________ 
 
 

Amtsgerichtsbezirk  ______________________________________________________ 
 
 
 
A Folgende Schiedsperson/-en waren am Jahresanfang tätig: 
 
 
Name Vorname verpflichtet am Anschrift 
 
 

   

 
 

   

 
B Folgende Schiedsperson/-en sind im Verlauf des Jahres ausgeschieden 
 
Name  ausgeschieden am 
 
 

 

 
 

 

 
C Folgende Schiedsperson/-en sind im Verlauf des Jahres neu hinzugekommen 
 
Name Vorname verpflichtet am Anschrift 
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Anlage 4a 
(zu Nummer 34c.1) 

 
 
Schiedsstelle in ____________________________________________________________________________ 
 
  ____________________________________________________________________________ 
 
Amtsgerichtsbezirk 

 ____________________________________________________________________________ 
 
 

Erfolglosigkeitsbescheinigung 
 
 
In dem obligatorischen Streitschlichtungsverfahren zwischen 
 
__________________________________________________________________________________________ 
(Name und Vorname, ggf. Firma der Antragstellerin/des Antragstellers) 
 
__________________________________________________________________________________________ 
(vollständige Anschrift der Antragstellerin/des Antragstellers) 
 
und _______________________________________________________________________________________ 
(Name und Vorname, ggf. Firma der Antragsgegnerin/des Antragsgegners) 
 
__________________________________________________________________________________________ 
(vollständige Anschrift der Antragsgegnerin/des Antragsgegners) 
 
konnte eine Einigung nicht erzielt werden. 
 
 
Gegenstand der Schlichtungsverhandlung war 
 
__________________________________________________________________________________________ 
 
__________________________________________________________________________________________ 
 
__________________________________________________________________________________________ 
 
__________________________________________________________________________________________ 
(Kurzbeschreibung des Antrags und des damit verbundenen Begehrens der Antragstellerin/des Antragstellers) 
 
 
Das Schlichtungsverfahren begann am ___________________________________________________________ 
       (Eingang des Antrags bei der Schiedsstelle) 
 
 
und endete am          ___________________________________________________________ 
 
 
Das Verfahren ruhte gemäß § 34e Absatz 1 SchStG M-V in der Zeit 
 
              vom _________________________ bis _______________________________ 
 
 
Ort, Datum 
 
 
 
_______________________________ 
(Unterschrift, Dienstsiegel) 
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Anlage 4b 
(zu Nummer 39.1) 

 
 
Schiedsstelle in ____________________________________________________________________________ 
 
  ____________________________________________________________________________ 
 
Amtsgerichtsbezirk 

 ____________________________________________________________________________ 
 
 

Sühnebescheinigung 
 
 
In dem Schlichtungsverfahren zwischen 
 
__________________________________________________________________________________________ 
(Name und Vorname, ggf. Firma der Antragstellerin/des Antragstellers, ggf. auch des gesetzlichen Vertreters) 
 
__________________________________________________________________________________________ 
(vollständige Anschrift der Antragstellerin/des Antragstellers) 
 
und _______________________________________________________________________________________ 
(Name und Vorname, ggf. Firma der Antragsgegnerin/des Antragsgegners, ggf. auch des gesetzlichen Vertreters) 
 
__________________________________________________________________________________________ 
(vollständige Anschrift der Antragsgegnerin/des Antragsgegners) 
 
 
ist der Sühneversuch erfolglos geblieben. 
 
 
Gegenstand der Schlichtungsverhandlung war 
 
__________________________________________________________________________________________ 
 
__________________________________________________________________________________________ 
 
__________________________________________________________________________________________ 
 
__________________________________________________________________________________________ 
(Kurzbeschreibung des Lebenssachverhalts/des Gegenstands der dem Antragsgegner/der Antragsgegnerin zur 
Last gelegten Straftat sowie Angabe des genauen Zeitpunkts ihrer Begehung) 
 
 
Das Schlichtungsverfahren begann am ___________________________________________________________ 
       (Eingang des Antrags bei der Schiedsstelle) 
 
 
*Beide Parteien sind zur Ladung am ...................................................................................................... erschienen. 
 
*Der Antragsgegner/die Antragsgegnerin ist trotz ordnungsgemäßer Ladung am ........................ nicht erschienen. 
 
*Der Antragsgegner/die Antragsgegnerin hat sich vor Schluss der Verhandlung unentschuldigt entfernt. 
 
 
 
Ort, Datum  
 
 
_______________________________                 * Nicht zutreffende Zeilen sind zu streichen 
(Unterschrift, Dienstsiegel) 
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„Anhang zu Artikel 1 Nummer 15“ 
Anlage 6a  

(zu den Nummern 49.1.1 und 52.2)  
Kostenrechnung, wenn Antragsteller Kostenschuldner ist  

  
Schiedsstelle  
____________________________     ___________________________ , den ________________  
Gemeinde  
__________________________________________________________________________________________ 
Anschrift  
  
Vorblatt-Nr. ____________  

Kostenrechnung  
  

in der Sache ________________________________ gegen __________________________________________  
  
 lfd. Nr.  Kosten  Betrag - 

Euro -  
Bemerkungen  

  Gebühr für das Verfahren mit - ohne - Vergleich  
(§ 50 SchStG M-V)  

    

  Erhöhte Gebühr für das Verfahren  
(§ 50 Absatz 2 SchStG M-V)  

    

  Dokumentenpauschale - Seiten -  
(§ 51 Absatz 1 Nummer 1 SchStG M-V)  

    

  Portoauslagen  
(§ 51 Absatz 1 Nummer 2 SchStG M-V)  

    

  Dolmetscherkosten  
(§ 51 Absatz 2 SchStG M-V)  

    

  (sonstige Auslagen)      
    

Gesamtbetrag   

Vom Gesamtbetrag trägt die antragstellende Partei   

eingezahlter Vorschuss der antragstellenden Partei   

an die antragstellende Partei zu erstatten – 
von der antragstellenden Partei zu zahlen 1)   

  

vom Gesamtbetrag trägt die Gegenpartei   

hiervon gezahlt hat die Gegenpartei   

 
von/an  
__________________________________________________________________________________________ 
(Name, Anschrift) Herrn/Frau/Eheleute/Lebenspartner 1)  
__________________________________________________________________________________________  
  
Sehr geehrte Empfängerin / Sehr geehrter Empfänger,  
  
□ 2)   Vorstehende Kostenrechnung übersende ich mit der Bitte um Zahlung des Kostenbetrages binnen einer 

Frist von einem Monat an mich - auf mein Konto -  
  ___________________________________________________________________________________  

 
Vorsorglich weise ich darauf hin, dass ich im Nichtzahlungsfall nach Fristablauf die Kostenrechnung 
der Gemeinde __________________ zur Einleitung eines Beitreibungsverfahrens übergeben werde.  
 

□ 2)   Vorstehende Kostenrechnung überreiche ich mit der Bitte um Kenntnisnahme von der Verrechnung des 
von Ihnen gezahlten Vorschusses. 
 

□ 2)   Die Rückzahlung des Überschusses an Sie habe ich veranlasst.  

□ 2)   Über den Eingang des von Ihnen zu zahlenden Betrages erteile ich hiermit Quittung.  

Druckvorlage Integration VV in SchStG MV 2021

Seite 51 von 57



□ 2)   Die Rückzahlung des Überschusses an Sie werde ich nach Eingang des Kostenanteils der Gegenpartei 
veranlassen. 
  

□ 2)   Ich bestätige, dass der von der Gegenpartei zu zahlende Betrag von Ihrem Vorschuss abgezogen wurde 
und Sie insoweit einen Anspruch auf Erstattung gegen die Gegenpartei haben (………… Euro). 
-  

  
Mit freundlichen Grüßen  
 
__________________________  
Schiedsperson                (Siegel)  
______  
1) Nicht Zutreffendes streichen  
2) Zutreffendes ankreuzen 

_________________________________________________________________________________________
_  

  
Nichtamtlicher Teil  
  

Kostenverteilung  
  

  
Von dem Gesamtbetrag trägt die antragstellende Partei  ___________________________ Euro  
  
Sie hat gezahlt            ___________________________ Euro  
  
Noch zu zahlen/Überschuss        ___________________________ Euro  
  
Auf die antragsgegnerische Partei entfallen      ___________________________ Euro  
  
  
              Abschrift für den Antragssteller  
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Anlage 6b 
(zu Nummer 49.1.1) 

Kostenrechnung, wenn Beitreibung durchgeführt wird 
 
Schiedsstelle 
 
____________________________________   _________________________ , den _______________ 
Gemeinde 
 
______________________________________________________________________________________________________ 
Anschrift 
 
Vorblatt-Nr. ____________ 
 

Kostenrechnung 
 

in der Sache _____________________________________ gegen ________________________________________________ 
 

 Kosten Betrag 
Euro 

Bemerkungen 

 Gebühr für das Verfahren mit - ohne - Vergleich (§ 50 SchStG M-V)   
 Erhöhte Gebühr für das Verfahren 

(§ 50 Absatz 2 SchStG M-V) 
  

 Dokumentenpauschale - Seiten - 
(§ 51 Absatz 1 Nummer 1 SchStG M-V) 

  
 Portoauslagen 

(§ 51 Absatz 1 Nummer 2 SchStG M-V) 
  

 Dolmetscherkosten 
(§ 51 Absatz 2 SchStG M-V) 

  
 (sonstige Auslagen)   
                   Gesamtbetrag   
                   abzüglich Vorschuss   
                   noch zu zahlender Betrag   
 
Kostenschuldner ________________________________________________________________________________________ 

(Name, Anschrift) 
an Gemeinde/Stadt ______________________________________________________________________________________ 
 
____________________________________________________________ _________________________________________ 
 
Vorstehende Kostenrechnung übersende ich mit der Bitte um  
 
□ 1) Einleitung des Beitreibungsverfahrens und Überweisung auf mein Konto. Der Kostenschuldner hat die Kostenforderung nicht 

innerhalb der gestellten Monatsfrist gezahlt. 
 
□ 1) Überweisung auf mein Konto, weil ____________________________________________ 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
__________________________ 
Schiedsperson         (Siegel) 
 
 
 
 
 
 
______ 
1) Zutreffendes ankreuzen 
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______________________________________________________________________________ 
 
 
Nichtamtlicher Teil 
 

Kostenverteilung 
 
Von dem Gesamtbetrag trägt der Antragsteller  ___________________________ Euro 
 
Er hat gezahlt      ___________________________ Euro 
 
Noch zu zahlen/Überschuss    ___________________________ Euro 
 
Auf den Antragsteller entfallen    ___________________________ Euro 
  
 
        Abschrift für die Gemeinde 
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„Anhang zu Artikel 1 Nummer 16“ 
Anlage 7a 

(zu Nummer 2.4) 
Muster der Dankurkunde  

  
  
  

 
  
  

 Dankurkunde 
  
  

Aus Anlass ihrer/seiner 
zehnjährigen ehrenamtlichen Tätigkeit  

spreche ich 
der Schiedsfrau/dem Schiedsmann 

  
  
  
Frau/Herrn   
  
  
für die geleisteten treuen Dienste den Dank und die Anerkennung der 
Justizverwaltung des Landes Mecklenburg-Vorpommern aus.  
  
Ich verbinde damit die besten Wünsche für ihre/seine Zukunft.  
  
  
  
  
___________________________   __________________________________  
(Ort, Datum, Siegelabdruck)      Die Präsidentin/Der Präsident des Landgerichts  
            (Name des Landgerichts, Unterschrift)  
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„Anhang zu Artikel 1 Nummer 16“ 
Anlage 7b 

(zu Nummer 2.4) 
Muster der Dankurkunde  

  
  
  

 
  
  

 Dankurkunde 
  
  

Aus Anlass ihrer/seiner 
fünfundzwanzigjährigen ehrenamtlichen Tätigkeit  

spreche ich 
der Schiedsfrau/dem Schiedsmann 

  
  
  
Frau/Herrn   
  
  
für die geleisteten treuen Dienste den Dank und die Anerkennung der 
Justizverwaltung des Landes Mecklenburg-Vorpommern aus.  
  
Ich verbinde damit die besten Wünsche für ihre/seine Zukunft.  
  
  
  
  
______________________________    __________________________________  
(Ort, Datum, Siegelabdruck)  Justizministerium Mecklenburg-Vorpommern  
           (Unterschrift)  
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„Anhang zu Artikel 1 Nummer 16“ 
Anlage 7c 

(zu Nummer 2.4) 
Muster der Dankurkunde  

  
  
  

 
  
  

 Dankurkunde 
  
  

Aus Anlass  
des Ausscheidens aus dem Schiedsamt  

spreche ich 
der Schiedsfrau/dem Schiedsmann 

  
  
  
Frau/Herrn   
  
  
für die geleisteten treuen Dienste den Dank und die Anerkennung der 
Justizverwaltung des Landes Mecklenburg-Vorpommern aus.  
  
Ich verbinde damit die besten Wünsche für ihre/seine Zukunft.  
  
  
  
  
____________________________    __________________________________  
(Ort, Datum, Siegelabdruck)     Die Präsidentin/Der Präsident des Landgerichts  
            (Name des Landgerichts, Unterschrift)  
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